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� Die Forderung nach »heimatnaher
Unterbringung« ist ein Evergreen

bei Sicherheitspolitikern. Dabei ist sie
längst Realität: Über 85 Prozent aller
Flüchtlinge leben in der jeweiligen Her-
kunftsregion – meist in Elendslagern un-
ter erbärmlichen Bedingungen. Für die
meisten europäischen Innenminister
geht es um die Frage, wie man den ver-
schwindend geringen Anteil der Flüchtlin-
ge, die das Territorium der EU erreichen,
auch noch los wird. Die Dramen, die sich
in Ceuta, Melilla, auf den Kanaren und
auf Lampedusa regelmäßig abspielen,
zeigen, dass die EU-Staaten bei der
Durchsetzung ihres Flüchtlingsbekämp-

fungsprogramms bereit sind, elemen-
tare Menschenrechtsstandards aufzuge-
ben. Europa forciert das Outsourcing des
Flüchtlingsschutzes ohne Rücksicht auf
internationale Schutzabkommen oder
die Menschenrechtssituation in den
Transitstaaten und Herkunftsregionen.
Die gemeinsame Initiative des ehemali-
gen deutschen Innenministers Otto Schily
mit seinem italienischen Amtskollegen
Giuseppe Pisanu vom Sommer 2004 zur
Schaffung von Flüchtlingslagern in Nord-
afrika war die Ouvertüre zu massen-
haften, völkerrechtswidrigen Abschie-
bungen von Italien nach Libyen seit 
Oktober 2004. Dem gleichen menschen-
verachtenden Muster folgte im Herbst
2005 die spanische Regierung. 

SPANIENS VERSTOSS GEGEN 
DIE MENSCHENRECHTE

Die von Spanien durchgeführten Ab-
schiebungen nach Marokko bedeuteten
nichts anderes als den Bruch der Gen-
fer Flüchtlingskonvention und der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention.
Danach müsste den Schutzsuchenden
die Gelegenheit gegeben werden, einen
Asylantrag zu stellen, der nach fairen
und rechtsstaatlichen Kriterien geprüft
wird – was nicht geschehen ist. Außer-
dem hat Spanien die Menschenrechts-

konvention verletzt, weil es die Abge-
schobenen Misshandlungen und men-
schenrechtswidriger Behandlung in Ma-
rokko ausgesetzt hat. Nach den geziel-
ten Schüssen auf Flüchtlinge, den
zahlreichen Todesfällen und den ständi-
gen Misshandlungen durch das Militär
wurden Flüchtlinge und Migranten im
marokkanischen Transit vollends zu
Freiwild erklärt. Etwa 1.000 afrikanische
Flüchtlinge wurden nach Razzien in den
Wäldern vor Melilla von Soldaten in 
Bussen in die Sahara verbracht. Erst
nach heftigen internationalen Protesten
ließ Marokko die Flüchtlinge zumindest
teilweise wieder aus der Wüste ab-
transportieren und in Lager in Oujda
und Bouarfa bringen. Mittlerweile hat 
Marokko, ausgestattet mit den nötigen
EU-Finanzmitteln, weit über 1.000 afri-
kanische Flüchtlinge in ihre Herkunfts-
länder abgeschoben. 

VORBILD ITALIEN 

Italien ist hierbei das Vorbild. Ohne Prü-
fung der Fluchtgründe wurden seit Okto-
ber 2004 Tausende Schutzsuchende
nach Libyen abgeschoben – in ein Land,
das die Genfer Flüchtlingskonvention
nicht unterzeichnet hat und in keiner
Weise Flüchtlingsstandards einhält. Die
Boatpeople wurden nach ihrer Ankunft

Die Innenminister und -senatoren unter-
stützen die Pläne (…) für regionale
Schutzprogramme, mit denen Schutz 
und dauerhafte Lösungen für Flüchtlinge
möglichst nahe an ihren Herkunftsregio-
nen geschaffen werden sollen… (Sie) 
sehen jedoch keine Notwendigkeit für 
Neuansiedlungsprogramme im Gebiet der 
EU; die vorhandenen Instrumente des
Flüchtlingsschutzes sind ausreichend.

(Innenministerkonferenz der Länder am 
8. und 9. Dezember 2005 in Karlsruhe)
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OUTSOURCING DES 
FLÜCHTLINGSSCHUTZES

Die EU baut den Schutz 
für Flüchtlinge immer 
mehr ab und verlagert 
ihre Verantwortung in die
Transit- und Herkunfts-
länder. 



auf der Insel Lampedusa inhaftiert und
dann gefesselt in Militärmaschinen nach
Tripolis abgeschoben. Die libyschen 
Behörden schoben sie ihrerseits weiter
in ihre mutmaßlichen Herkunftsländer. 
Einen Teil der Abgeschobenen setzte
das Regime im Grenzgebiet zu Niger aus.
Bei einer ähnlichen Aktion im August
2004 verdursteten 18 Menschen. 

Dem italienischen Journalisten Fabrizio
Gatti ist es gelungen, einige Tage lang,
getarnt als kurdischer Flüchtling, im ita-
lienischen Internierungslager auf Lam-
pedusa zu recherchieren. Er berichtet 
in Form eines Tagebuchs von schweren
Misshandlungen, die die Flüchtlinge bei
den Vernehmungen durch die italieni-
schen Polizisten erdulden mussten. Ein
Flüchtling aus Tunesien musste mehre-
re Stunden lang nackt vor einem Poli-
zisten stehen, wurde schikaniert und
geschlagen. Keiner der Lagerinsassen
wurde einem Richter vorgeführt, was
nach italienischem Recht vorgeschrie-
ben ist. Die hygienische Situation im 
Lager beschreibt Gatti als katastrophal.
Aus den Wasserhähnen fließt nur Salz-
wasser, es gibt keine Türen, kein Toilet-
tenpapier, keinen Strom. Die Lagerin-
sassen werden von Mücken und Flöhen
gepeinigt. 

NEUE TÜRSTEHER – 
NEUE  WALLANLAGEN

Mittlerweile ist die Flüchtlingspolitik 
der Regierung Berlusconi aufgewertet
worden, denn im Juni 2005 wurde sie 
in etwas moderaterer Sprache zum EU-
Ansatz auserkoren. Eine neue Wall-
anlage um die Festung Europa wird er-
richtet. In Zukunft soll der libysche Dik-
tator Muammar al-Gaddafi die Grenzen
Europas verteidigen. Die EU-Innenminis-
ter halten sich nicht lange bei der übli-
chen EU-Menschenrechtsrhetorik auf.
Es gilt die Maxime: Wenn die neuen 
Türsteher Europas sich schon nicht zur
Einhaltung der Menschenrechte be-
wegen lassen, möchten die EU-Innen-
minister zumindest den Grenzschutz,
das Militär und die Polizei dort besser
für die vorgelagerte Abwehr schulen.
Leichensäcke für die Opfer der geschei-
terten Fluchtversuche nach Europa,

Wärmebildkameras, Jeeps, Schnell-
boote, Wolldecken für die willkürlich 
inhaftierten Flüchtlinge, neue Lager – 
das sind die europäischen Exportartikel
seit dem Beginn der neuen Partner-
schaft.

Libyen hat nach Angaben des »Minis-
teriums für Nationale Sicherheit« im
Jahr 2005 mehr als 23.000 afrikani-
sche Flüchtlinge und Migranten an der
Weiterreise nach Europa gehindert.
Von Anfang 2004 bis Ende Juli 2005
hat das Land sogar mehr als 70.000
Menschen in ihre Herkunftsländer abge-
schoben.

BRÜSSELER WEICHSPÜLER:
»REGIONALE 
SCHUTZPROGRAMME«

Die von den deutschen Innenministern
so gepriesenen Vorschläge der EU-Kom-
mission zu regionalen Schutzprogram-
men dienen sicherlich auch dem Ziel
der Auslagerung. Verpackt wird das
Ganze in eine flüchtlingsfreundliche
Phraseologie. Im Gegensatz zu den
deutschen Innenministern setzt sich die
Kommission im Rahmen dieses Schutz-
programms immerhin auch für ein 
humanitäres Flüchtlingsaufnahmepro-
gramm (Neuansiedlungs- bzw. »Resettle-
ment«-Programm) der EU ein. 

Die regionalen Schutzprogramme 
sollen jedoch vor allem »die Schutzkapa-
zitäten in der Nähe der Ursprungsregio-
nen« stärken, womit die Verbesserung
der Aufnahmebedingungen, der Aufbau
von Asylsystemen, aber auch Maßnah-
men der Migrationskontrolle gemeint
sein können. Besonders problematisch
wird es, wenn man sich anschaut, wo
die Pilotprojekte durchgeführt werden
sollen, nämlich in der Ukraine, Molda-
wien und Belarus – alles unmittelbare
Nachbarstaaten der erweiterten EU.
Hinsichtlich Belarus gesteht die EU-
Kommission noch verschämt zu, dass
die Maßnahmen dort von der Unterstüt-
zung durch Nichtregierungsorganisatio-
nen abhingen. Die Kontakte mit den 
Regierungsstellen, d.h. mit dem autori-
tären Präsidenten Alexander Lukaschen-
ko, sollten sich auf das unbedingt Not-
wendige beschränken. Diese Orte des
»regionalen Schutzprogramms« drohen

bereits in naher Zukunft zu neuen 
»sicheren Drittstaaten« der EU dekla-
riert zu werden. 

FÜR EINE HANDVOLL EURO

Neben den Nachbarstaaten hat die EU
auch Pläne für das Gebiet der Großen
Seen in Afrika. Ein Pilotprojekt soll in
Tansania entstehen. Der Flüchtlings-
hochkommissar der UN hat vor einiger
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PRO ASYL startet Europaprojekt 
für schutzsuchende Menschen 

Systematische Ungerechtigkeiten und 
Brutalisierungstendenzen im Umgang 
mit Flüchtlingen, ungenügende Auf-
nahmebedingungen in den EU-Ländern,
steigender Druck gegenüber den ärmeren
Grenzländern der EU, ein fehlendes 
gemeinsames EU-Recht – mit seinem
Europaprojekt stellt sich PRO ASYL 
im Rahmen einer grenzübergreifenden
Vernetzung den Herausforderungen im
Einsatz für ein faires europaweites 
Flüchtlingsrecht.

Die 32seitige Broschüre (DIN lang) 
»Verantwortung lässt sich nicht abschie-
ben« informiert über die Auswirkungen
der inhumanen europäischen Flüchtlings-
politik, über Einzelschicksale sowie über
Inhalte und Ziele des PRO ASYL-Projekts.
Sie kann bei PRO ASYL zum Einzelpreis
von 0,25 EUR bestellt werden.



Zeit in einem dramatischen Appell an
die westlichen Geberländer darauf hin-
gewiesen, dass die Essensrationen für
400.000 Flüchtlinge in Tansania wegen
fehlender Finanzmittel drastisch redu-
ziert werden müssten. Dem Welternäh-
rungsprogramm (WFP) fehlten im letz-
ten Jahr 219 Millionen Dollar und dem 
UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge
(UNHCR) 182 Millionen Dollar. Das 
WFP sei Monate gezwungen gewesen,
Lebensmittelrationen für Hunderttau-
sende Flüchtlinge zu kürzen, vor allem
in Westafrika und in der Region der 
Großen Seen. Die Mittel der EU zur Er-
möglichung dauerhafter Lösungen für
Flüchtlinge im subsaharischen Afrika
sind allerdings bescheiden – sie betra-
gen ganze vier Millionen Euro. 

Das Gerede von »regionalen Schutz-
programmen« bleibt verlogen, solange
die EU nicht maßgeblich dazu beiträgt,

die Not und Perspektivlosigkeit in den
zahlreichen Flüchtlingslagern in Afrika
zu beenden. Im Zuge der Debatte über
diese vermeintlichen »Schutzkonzepte«
hat sich nur die Gewichtung verscho-
ben: Europa baut Menschenrechts- und
Schutzstandards ab und verlagert die
Verantwortung für den Flüchtlingsschutz
in Transitstaaten und noch mehr als 
bisher in die Herkunftsregionen. 

FLASCHENPOST

Der neue »Eiserne Vorhang« Europas
muss weg. Mehr Soldaten, höhere 
Stacheldrahtzäune, mehr Grenzüber-
wachungstechnik etc. produzieren wei-
teres Leid und stellen eine massive
Menschenrechtsverletzung dar. Europa
ignoriert den täglich größer werdenden
Friedhof vor seinen Toren.

Was Europa mehr denn je braucht, ist:

� ein europäisches Asylrecht: Flücht-
linge müssen zuallererst gefahren-
frei und legal das EU-Territorium er-
reichen können, wo ihr Asylantrag 
geprüft wird;

� eine gemeinsame Einwanderungs-
politik: Wir brauchen eine Öffnung
der europäischen Grenzen und legale
Einwanderungsmöglichkeiten, damit
Migranten nicht mehr die lebens-

gefährlichen Wege nach Europa be-
schreiten müssen.

� ein großzügiges humanitäres Aufnah-
meprogramm (Resettlement): Afrika
braucht alles – nur keine weiteren
Flüchtlingslager. Millionen von Flücht-
lingen leben dort seit Jahren schutz-
los und ohne Perspektive in Groß-
lagern. In einem Akt der internationa-
len Solidarität sollte die EU großzügig
Flüchtlingen im Rahmen eines huma-
nitären Aufnahmeprogramms in den
Mitgliedsstaaten Schutz gewähren.
Dieser zusätzliche Schutzmechanis-
mus darf nicht zu Lasten des indivi-
duellen Asylrechts installiert werden;

� eine partnerschaftliche EU-Entwick-
lungspolitik: Europa zerstört mit sei-
nen Agrarsubventionen die Märkte
auf dem afrikanischen Kontinent und
produziert damit Elend, Hunger und
neue Fluchtursachen. Diese Sub-
ventionen und der Protektionismus
gegenüber afrikanischen Produkten
müssen abgebaut werden. �

30

In Recht gegossene Verantwortungslosigkeit

Die EU-Innenminister haben am 1. Dezember
2005 die so genannte Asylverfahrensrichtlinie
verabschiedet und damit die Politik der Ver-
antwortungslosigkeit in Recht gegossen.

Die EU-Richtlinie ermöglicht eine weitgehen-
de Auslagerung des Flüchtlingsschutzes 
in Herkunftsregionen oder Transitstaaten.
Selbst Staaten, die die Genfer Flüchtlings-
konvention nicht ratifiziert haben, dürfen
als »sicher« qualifiziert werden. Die EU
umgibt sich nun mit einem Ring angeblich
»sicherer Drittstaaten«.

Die EU macht schöne Worte, aber die
Realität in Afrika sieht ganz anders 
aus. UNHCR wird nicht ausreichend 
unterstützt, so dass die Essensrationen
von Millionen Flüchtlingen reduziert
werden müssen. Vor diesem Hinter-
grund ist das Programm ein zynischer
Ansatz. Im Kern geht es nicht um 
humanitäre Verbesserungen, sondern
darum, Zonen zu schaffen, in denen 
die EU Asylsuchende abladen kann.




